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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Mehr als nur Krisenmanagement  
 
Der Herbstgipfel der Staats- und Regierungs-

chefs 

Auf seiner Herbst-Tagung hat der Europäi-

sche Rat nicht nur Wege aus der aktuellen 

Finanzkrise aufgezeigt und sich entschlos-

sen globale Verantwortung für eine Neube-

gründung der internationalen Finanzord-

nung zu übernehmen. Er hat darüber hin-

aus, zweitens, auch seinen Führungsan-

spruch im Kampf gegen Klimawandel be-

kräftigt, indem er trotz der Wirtschaftskrise 

an den Zielen seiner Energie- und Klimapoli-

tik wie dem Zeitplan zur Umsetzung des 

Klimapakets festhält. Drittens hat er mit der 

Annahme des Europäischen Paktes für Im-

migration und Asyl die Grundlagen für eine 

„echte gemeinsame Einwanderungs- und 

Asylpolitik“ gelegt. Des Weiteren erörterten 

die Staats- und Regierungschefs die Politik 

der Europäischen Union im Georgienkonflikt 

und gegenüber Russland ohne Richtungsän-

derungen vorzunehmen. Die Frage, die bei 

Beginn der französischen Präsidentschaft 

das beherrschende Thema dieses Gipfels zu 

sein schien, blieb in der Sache praktisch un-

behandelt: Der Ausweg aus der Ratifikati-

onskrise des Lissabonner Vertrages nach 

dem Nein der irischen Wähler. Der Bericht 

des irischen Premiers wurde ohne Ausspra-

che zur Kenntnis genommen. Im Wind-

schatten der Großereignisse konnte die 

französische Präsidentschaft auch noch ihr 

Projekt der Reflexionsgruppe weiter voran-

treiben, indem über die Besetzung des 

Gremiums entschieden wurde (siehe Anla-

ge). 

 

1. Bewältigung der Finanzkrise und 

Neubegründung der Internationalen Fi-

nanzordnung  

Die Erschütterungen des internationalen 

Bankensystems, die sich, von den USA aus-

gehend, wie ein immer stärker werdendes 

Erdbeben ausbreiteten, haben die Finanz-

welt in die schwerste Krise seit Beginn der 

zwanziger Jahre gebracht und zunehmend 

auch die Realwirtschaft erfasst. Vor dem 

Hintergrund der seit einem Jahr erkennba-

ren Anzeichen der Krise hat die Europäische 

Union relativ spät reagiert. Unter dem 

Druck der Ereignisse haben die unterschied-

lichen Akteure seit Ende September begon-

nen eine gemeinsame Haltung zur Bewälti-

gung der Krise zu entwickeln. Die Aufgabe 

des Gipfels war es einmal, die zunächst im 

EcofinRat beschlossenen Maßnahmen und 

die dann auf dem Pariser Gipfel der Regie-

rungschefs der Eurozone unter aktiver Be-

teiligung des britischen Premiers getroffe-

nen Entscheidungen als gemeinsame Positi-

on aller 27 Mitgliedsstaaten der EU zu ver-

ankern. Darüber hinaus aber, so hatte Prä-

sident Sarkozy die Marschrichtung vorgege-

ben, sollten die Übel der Finanzkrise an der 

Wurzel gepackt werden und Europa die Füh-

rung für eine Neugründung der internatio-

nalen Finanzordnung, eines neues Bretton 

Woods, übernehmen.  

 

Der Katalog der Maßnahmen den die Fi-

nanzminister in Luxemburg und die Regie-

rungschefs in Paris zur kurz- und mittelfris-

tigen Bewältigung der Finanzkrise verein-

bart hatten, setzen den Rahmen für natio-

nale und wo nötig europäische Lösungen. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen fanden 

breite bis einhellige Unterstützung auf dem 

Gipfel. Neben der Eigenkapitalsicherung ge-

hören dazu strukturelle Reformen bei der 



 2 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 

EUROPABÜRO BRÜSSEL 

DR. PETER R. WEILEMANN 

BARBARA EINHÄUSER 

KATHRIN WEISS  

 

16. Oktober 2008 

 

www.kas.de 

www.kas.de/bruessel 

 

 

 

Regulierung und Überwachung der Finanz-

geschäfte, wie verbesserte Koordination der 

Finanzaufsicht, schärfere Regeln für Ratin-

gagenturen und Hedgefunds oder Überle-

gungen, Managergehälter stärker an die 

tatsächliche Leistung für das Unternehmen 

zu koppeln. Weitere Schritte sind der besse-

re Schutz von Spareinlagen – hier hat die 

Kommission bereits konkrete Vorschläge auf 

den Tisch gelegt - und die Lockerung in der 

Anwendung von Bilanzierungsregelungen 

für Banken – hier hat das Europäische Par-

lament innerhalb von 24 Stunden seine Zu-

stimmung gegeben, so dass die Maßnahmen 

bereits für das dritte Quartal greifen kön-

nen. Die Kommission ist auch dabei die An-

wendungen der Beihilferegelungen im Lichte 

der Finanzkrise zu überprüfen, nach bisheri-

gem Eindruck nicht ganz unvoreingenom-

men.  

 

Strittig blieb wie man auf das zu erwartende 

Übergreifen der Finanzkrise auf die Real-

wirtschaft reagieren solle. Nach deutscher 

Auffassung ist die Stützung der Banken und 

die Sicherstellung der Kreditvergabefähig-

keit und Schutz der Sparer schon ein ent-

scheidender Beitrag. Andere hätten lieber 

ein Konjunkturprogramm gesehen. Die 

Mehrheit hielt einen solchen Beschluss al-

lerdings für verfrüht. Die Schlussfolgerun-

gen sprechen deshalb auch nicht mehr von 

einer Stärkung der Industrie, sondern for-

dern die Kommission auf bis zum Ende des 

Jahres angemessene Vorschläge zu unter-

breiten, wie die internationale Wettbewerbs-

fähigkeit der europäischen Länder gewahrt 

werden kann.  

 

Eine weitere Formulierung von längerfristi-

ger Bedeutung wird man ebenfalls kritisch 

im Auge behalten müssen. Die Schlussfolge-

rungen betonen zwar, dass die nationalen 

Haushaltspolitiken im Rahmen des revidier-

ten Stabilitäts- und Wachstumspaktes blei-

ben müssen, der aber soll in einer Weise 

angewendet werden, die die gegenwärtigen 

außergewöhnlichen Umstände berücksich-

tigt, so wie es auch in der Regel vorgesehen 

sei. Bemerkenswerterweise hat die belgi-

sche Regierung am Montag vor dem Gipfel 

sich auf einen ausgeglichenen Haushalt ver-

ständigt.  

 

Ein dritter Punkt verdient sorgfältige Beo-

bachtung. Die Beschlüsse des Euro-Plus- 

Gipfels von Paris sehen vor, dass die Ver-

fahren der Kooperation zwischen den Län-

dern verbessert werden sollen, namentlich 

zwischen dem Präsidenten des Rats, dem 

Präsidenten der Kommission, dem Präsiden-

ten der Europäischen Zentralbank und dem 

Vorsitzenden der Eurogruppe. Der Europäi-

sche Rat hat den geforderten Mechanismus 

zur besseren Krisenbewältigung implizit ge-

billigt. Die Vierergruppe wird sicherlich über 

die Krise hinaus weiter bestehen. Eine sol-

che Fortentwicklung zu einem Gouverne-

ment economique hat sicherlich gute Grün-

de auf ihrer Seite, doch darf man Fehlent-

wicklungen in der Praxis nicht ausschließen.  

 

Mit diesem Reform- und Maßnahmenpaket 

im Gepäck sollen der Präsident des Europäi-

schen Rates und der Kommissionspräsident 

noch an diesem Samstag nach Washington 

fahren um Präsident Bush für die Idee eines 

internationalen Gipfels zur Neuordnung des 

Finanzsystems zu gewinnen. Die Schlussfol-

gerungen erwähnen einen solchen Gipfel 

nicht, sondern sprechen nur von den not-

wendigen Arbeiten. Was die Agenda betrifft, 

so nennen die Schlussfolgerungen einige 

Ziele wie Herstellung von Transparenz, in-

ternational Normen, grenzüberschreitende 

Überwachung und Krisenmanagement. Sar-

kozy hatte auch angeregt, die Mandate der 

bestehenden internationalen Organisationen 

und Regulierungsbehörden wie die Struktur 

ihrer Zusammenarbeit auf den Prüfstand zu 

stellen. Ein anderer wichtiger Punkt könnte 

sein, zukünftig keine Schattenzonen des in-

ternationalen Finanzgeschäftes mehr zuzu-

lassen. Wer an diesem Gipfel beteiligt sein 

sollte ist naturgemäß ebenfalls noch offen. 

Präsident Sarkozy erklärte, er könne 

sich mit der Idee einer G 13 anfreunden, 

was Länder wie Russland, China und Indien 

mit einschließt. Sicherlich wird man interna-

tionale Finanzfragen nicht ohne Beteilung 

finanzstarker Plätze wie die Golfstaaten und 

Singapur regeln können. Nach Vorstellung 

des französischen Präsidenten soll der Gipfel 

bereits im November in New York stattfin-

den.  
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2. Das Energie- und Klimapaket 

 

Der Einigkeit in der Begegnung der Finanz-

krise standen lange Diskussionen über In 

halt und Zeitplan des Energie- und Klimapa-

kets gegenüber. 

 

Italien hatte zu Beginn der Verhandlungen 

mit einem Veto gedroht, sollten die im 

Kommissionsvorschlag vorgesehenen Maß-

nahmen aufrechterhalten werden. Die ita-

lienische Industrie könne, gerade vor dem 

Hintergrund der Finanzkrise, keine weiteren 

Belastungen schultern. Gleiches galt auch 

für acht osteuropäische Staaten (Polen,  

Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Un-

garn, Rumänien und die Slowakei), die sich 

unter Führung Polens gegen die ihnen im 

Paket auferlegten Belastungen wandten. Sie 

führten neben der Finanzkrise auch an, den 

von ihnen nach 1990 durchgeführten massi-

ven Reduktionen beim CO2-Austausch sei 

mit der Festlegung des Referenzjahres auf 

2005 nicht genügend Rechnung getragen. 

Sollte keine bessere Lastenverteilung ge-

funden werden, so die polnische Position, 

könne man dem Paket und dem Zeitplan, 

dieses bis Ende 2008 zu verabschieden, 

nicht zustimmen. 

 

Zwischen Deutschland und der französi-

schen Ratspräsidentschaft strittig war er-

neut auch die Entlastung energieintensiver 

Industrien bzw. die Frage zu welchem Zeit-

punkt und in welcher Höhe die Entlastungen 

festgeschrieben werden sollen.  

 

Die französische Ratspräsidentschaft mit 

Präsident Sarkozy hatte sich gleichwohl mit 

all ihrem Gewicht für die Verabschiedung 

des Gesamtpakets ohne größere Verände-

rungen und noch bis Ende 2008 eingesetzt. 

Präsident Sarkozy erklärte in der Pressekon-

ferenz nach der ersten Aussprache, die Fi-

nanzkrise dürfe die Ambition Europas beim 

Klimaschutz nicht beeinflussen. Die EU ste-

he vor historischer Verantwortung. Wenn 

Europa Gewicht in der Welt haben wolle, 

müsse es in einem so zentralen Thema nun 

beispielhaft sein. Er machte deutlich, durch 

Mechanismen von Flexibilität einen Kom-

promiss erreichen zu wollen.  

 

Zuletzt waren die Widerstände jedoch zu 

groß. Die Staats- und Regierungschefs hal-

ten zwar an den grundsätzlichen Zielen und 

auch am Zeitplan fest. Sie versichern sich 

dabei in ihrem Ehrgeiz nicht nachzulassen.  

 

Allerdings müsse die französische Ratsprä-

sidentschaft zusammen mit der Kommission 

auf die betroffenen Länder zugehen und den 

nationalen Gegebenheiten besser Rechnung 

tragen und Wege finden, Klimaschutzziele 

und Wettbewerbsfähigkeit unter einen Hut 

zu bekommen. Das "Kosten-Nutzen- Ver-

hältnis“ müsse „strikt eingehalten“ werden, 

so die Schlussfolgerungen.  

 

Skepsis ist jedoch angebracht ob nun der 

festgesetzte Zeitplan wirklich eingehalten 

werden kann. Abgesehen von den intensi-

ven Verhandlungen, die nun in relativ kur-

zer Zeit bis zum Dezembergipfel erfolgen 

müssen, ist noch völlig offen, ob der Zeit-

plan auch bei den Verhandlungen mit dem 

Europäischen Parlament eingehalten werden 

kann. 

 

Sollte die EU nicht mit einer auf Ebene der 

Staats- und Regierungschefs beschlossenen 

Einigung über die eigenen Ziele in die Ver-

handlungen gehen können, dürfte das ihre 

Rolle bei den internationalen Klimaverhand-

lungen, die Mitte Dezember diesen Jahres in 

Posen und im Dezember 2009 in Kopenha-

gen stattfinden, schwächen. 

 

3. Europäischer Migrationspakt ange-

nommen 

 

Die Annahme des „Pakt zu Einwanderung 

und Asyl“ erfolgte beinahe nebensächlich, 

überschattet von dem dominierenden The-

ma Finanzkrise. Dabei stellt die einver-

nehmliche Annahme des Papiers doch einen 

der zentralen Erfolge der Französischen 

Ratspräsidentschaft dar.  

 

Der Pakt ist rechtlich nicht bindend, aber 

formuliert allgemeine Leitlinien für eine 

künftige europäische Migrationspolitik. Da-

bei wird versucht, einen ausgewogenen An-

satz zwischen einer stärker auf nationale 

Aufnahmekapazitäten und Arbeitsmärkte 

ausgerichteten legalen Einwanderung (im 

Sinne der derzeit von den Innenministern 

diskutierten „Blue Card“) und Maßnahmen 
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zur Bekämpfung illegaler Einwanderung zu 

formulieren. Die Rückführung illegaler Ein-

wanderer soll durch Rücknahmeabkommen 

erleichtert werden. Die Legalisierung von 

illegal eingereisten Flüchtlingen soll „einzel  

fallabhängig“ und nur aus „humanitären und 

wirtschaftlichen Gründen“ vorgenommen 

werden.  

 

Interessant ist die entscheidende Rolle, die 

der Beziehung zu den Drittländern in der 

Migrationsfrage zugesprochen wird. Im 

Rahmen von „Mobilitätsabkommen“ mit 

Drittstaaten, soll Rückkehr und Wiederein-

gliederung von Migranten gefördert werden 

um sie in die Entwicklung der Herkunftslän-

der einzubinden.  

 

Ein einheitliches Asylverfahren und Asylsta-

tus soll bis 2012 geschaffen werden. Zur 

Umsetzung dieser Ziele sehen die Schluss-

folgerungen vor, dass die Kommission bis 

Mai 2009 Vorschläge erarbeitet, die unter 

schwedischer Ratspräsidentschaft abge-

schlossen werden sollen. Die Implementie-

rung des Pakts wird Gegenstand jährlicher 

Konsultationen auf Ebene der Staats- und 

Regierungschefs sein, beginnend mit dem 

Europäischen Rat im Juni 2010.  

 

4. Georgienkonflikt 

 

Die grundsätzlichen Auffassungsunterschie-

de in der Beurteilung des Georgienkonflikts 

wirkten auch bei diesem Gipfel weiter. Die 

rasche Vertagung des Genfer Gipfels ohne 

konkrete Ergebnisse hat sicherlich das 

Stimmungsbild mitgeprägt. Die Staats- und 

Regierungschefs begrüßen anderseits den 

Rückzug der russischen Truppen aus georgi-

schem Kerngebiet. Über die Fortsetzung der 

Verhandlungen zum Partnerschaft- und Ko-

operationsabkommen mit Russland soll erst 

später unter dem Lichte der weiteren Um-

setzung des Sechs-Punkte-Plans und des 

Verlaufs des EU-Russland-Gipfels entschie-

den werden. 

 

5. Ausblick 

 

Der Herbstgipfel 2008 ist nicht nur geprägt 

von der Finanzkrise, sondern trägt auch 

den Stempel des Ehrgeizes der französi-

schen Präsidentschaft. Normalerweise ha-

ben diese Gipfel eher informellen Charakter, 

sollen der Reflexion und dem Finden neuer 

Wege dienen. Dies war ein „Arbeitsgipfel“. 

Das Management der Finanzkrise alleine 

hätte gereicht das Programm zu füllen. Prä-

sident Sarkozy ging – sicherlich auch unter 

britischem Druck – einen Schritt weiter, in-

dem er vom Gipfel forderte, dass er „die 

Agenda, die Ziele und Prinzipien dieser 

großen Reform“ einer Neubegründung der 

internationalen Finanzordnung beschließe. 

Gleichzeitig nutzte er den Gipfel um zwei 

weitere Dossiers seiner Präsidentschaft vo-

ranzutreiben. 

 

Im Wissen um die realwirtschaftlichen 

Konsequenzen der Finanzkrise hält er am 

ehrgeizigen Zeitplan der europäischen 

Energie und Klimaschutzpolitik fest und 

kann dabei auf deutsche Unterstützung 

zählen. Die Entscheidung liegt in der Philo-

sophie, dass Klimaschutz keinen Aufschub 

duldet und richtig gestaltet Keim wirtschaft-

licher Innovation sein kann. In der Asylund 

Migrationspolitik war der Sack bereits 

zugebunden, der Gipfel gab dem Pakt aber 

nun die höchste Legitimation. Selbst die 

Lieblingsidee einer Reflexionsgruppe sollte 

auf dem Gipfel vor dem Vergessenwerden 

bewahrt werden. Man sollte sich von der 

Fülle angestoßener Projekte nicht verleiten 

lassen auf mangelnde Hartnäckigkeit des 

französischen Präsidenten bei Verfolgung 

seiner Ziele zu setzen. Mit gleicher Intensi-

tät wird man allerdings umgekehrt beobach-

ten müssen, ob sich in dieses Mammutpaket 

nicht eventuell Fehler eingeschlichen haben, 

die erst bei der Umsetzung erfahrbar 

werden. 

 

Mit Blick auf die Wahlen zum Europäschen 

Parlament kann der Gipfel dennoch zu ei-

nem wichtigen Damm gegen die europakri-

tischen Strömungen werden. Die Europäi-

sche Union zeigt Handlungsstärke und Füh-

rungsanspruch in schwierigen Zeiten. Es 

mag manchen enttäuschen, dass es in der 

Frage des Lissaboner Vertrages keine Fort-

schritte auf dem Gipfel gab. Realistisch be-

trachtet kann das von Vorteil sein. Die Sig-

nale aus Irland, nicht unter Druck gesetzt 

zu werden, waren eindringlich und sollten 
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respektiert werden. Das Schicksal des Re-

formvertrages ist auch dann nicht besiegelt 

wenn er nach den Wahlen 2009 in Kraft tre-

ten sollte. Wie die Institutionen der Europäi-

schen Union von diesem Gipfel profitieren 

ist nicht ganz klar. Eigenartigerweise dürfte 

die Kommission durch ihn gestärkt werden, 

obwohl dem zuständigen Kommissar nach-

weislich Versäumnisse im Erkennen und im 

Umgang mit der Krise vorzuwerfen sind. 

Der Parlamentspräsident hat in seiner Rede 

auf dem Gipfel eine Fülle von Beispielen aus 

dieser und der vorangegangenen Legisla-

turperiode aufführen können, wo die Kom-

mission einschlägigen Aufforderungen nicht 

nachgekommen ist. Andererseits kann es 

sich die Union nicht leisten, den Eindruck 

der Schwäche der Kommission zu verstär-

ken. Vor diesem Hintergrund macht auch 

die vom Zeitpunkt her überraschend frühe 

Festlegung der EVP-Staats- und Regie-

rungschefs auf eine zweite Amtszeit von 

Präsident Barrosso Sinn. Wie weit das EP 

selbst vom Gipfel profitiert steht auf einem 

anderen Blatt. Es mag zwar für sich in An-

spruch nehmen können vorausschauend 

gewesen zu sein und in der Krise schnell 

reagiert zu haben. Doch das in den Wahlen 

maßgebende Stimmungsbild gegenüber der 

Europäischen Union wird im Wesentlichen 

davon abhängen, inwieweit die getroffenen 

Maßnahmen ihren Anspruch, die Instanz zu 

sein die schützt und nützt, untermauert. 

Sollten die Auswirkungen der Krise auf die 

Realwirtschaft, sprich Wachstum und Be-

schäftigung noch stärker sein als zu erwar-

ten, dürften links- und rechtspopulistische 

Europagegner leichtes Spiel haben, während 

die vielen anderen schwer zu bewegen sind 

überhaupt zur Wahl zu gehen. 
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